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VH. MMUZ. Freitag, den 19. Juli 1850 . 58 .

Die „Neuen Blätter " über den allgemeinen
Landtag.

III. (Fortsetzung.)

Zu den Extravaganzen des allgemeinen Landtags
rechnen die Neuen Blätter ferner den Beschluß über die
Herabsetzung der Präscnzzeit beim Militär auf 6 —9
Monate. Wir wollen diese Abstimmung weder verthci-
digen noch angreifen, weil sie zu einem fertigen Land¬
tags- Beschlüsse. den die Regierung irgend welcher Ent¬
schließung zum Grunde zu legen schön berechtigt wäre,
noch nicht geworden ist, da das Nccrutirungsgesetznoch
der zweiten Lesung unterliegt.

Dagegen gehört der allerdings fertige und dazu für
die Regierung unseres Erachtens nach Art. 216 u. ff.
des Slaatsgrundgesetzcs bereits rechtsverbindliche, von
den Neuen Blättern aber als Landtags-Extravaganz an-
gefochtene Beschluß, welcher die ferneren Mittel für das
Reiterregiment verweigert, in den Bereich der Aufgabe,
die wir uns gestellt haben.

Die pccuniären Vorthcile und sonstigen Vorzüge der
bisherigen Einrichtung, wonach Oldenburg für jeden
Rciicr 3 Infanteristen zu stellen hatte, sind in dem ge¬
diegenen Berichte des militärischenMitglieds des Finanz¬
ausschusses so überzeugend nachgcwicscn worden, daß
das nur verneinende skeptische, Verhalten des militäri¬
schen Regierungs-Commissars gegen diese klare und prä-
cise Darlegung aus einer bloßen Unlust zu dogmatischen
Auseinandersetzungen kaum erklärt werden dürfte, und
der schlicßliche allgemeine Einwurf desselben: so lange
er nicht eine Berechnung über 2 Formationen des
oldenburgischen Bundescontingents, die eine mit, die
andere ohne Lavalleriestcllung vor sich sehe, werde er
alle andern Rechnungen nicht für richtig anerkennen*) —

") Stenograph, Berichte, S . 409.

den Leser der stenographischen Berichte unwillkürlich zu
der Frage veranlassen muß: aber warum laßt denn die
Regierung eine solche Berechnung nicht anfstellen, wenn
sic darin das einzige Mittel erblickt, zu einer bestimmten
Ucberzcugunghier zu gelangen? Jndeß scheint der Re¬
gierung früher wenigstens diese Ueberzeugung von der
Räthlichkcit der Wiedcrabschaffungdes Reiterregiments
gar nicht gefehlt zu haben. Im Jahre 1848 und noch
zu Anfang des vorigen Jahres hat sie sich im Einver¬
ständnisse mit dem constituircnden Landtage ja wieder¬
holt und dringend bei der damaligen provisorischen
Centralgewaltum Erlassung der Cavallcricstellungver¬
wandt, und noch dem ersten allgemeinen Landtage er-
theiltc sie unterm 30. Augustv. I . die vorläufige be¬
stimmte Zusicherung, daß mindestens in der Bildung der
Cavalleric nicht weiter vorgcgangen werden solle als die
Erhaltung und Fortbildung des vorhandene» Bestandes
cs erfordere, wodurch neue Einstellungen von Ossicicren.
Recruten oder Remontcn ausgeschlossen seien. Die
Gründe, welche damals die Regierung leiteten, können
schwerlich seitdem so an Gewicht bei ihr verloren haben,
baß der Beschluß des Landtags, wenn blos der Maßstab
des wohlverstandenen Interesse des Landes an ihn gelegt
wird, nach diesem Maßstabe allein als eine extravagante
gelten kann.

Aber die Regierung beruft sich auf eine rechtliche
Verpflichtung Oldenburgs, die sie aus dem bekannten
Beschlüsse der Nationalversammlung vom 15. Juli 1848
wegen Vermehrung der BundeSstrcitmacht auf3 Prozent
und der daran geknüpften Ausführungsvcrfügung der
Centralgewalt hcrlcitet, wodurch ihrer Ansicht nach die
Buttbeskriegs-Vcrfassung eine Modification erlitten habe,
die so lange fortdaucrc, bis sic von der compclenlcn
Centralgewalt wieder aufgehoben sei.

Die Regierung scheint hiernach davon auszugchc».
entweder daß das deutsche Staatsrecht, welches die
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Nationalversauimlung im Jahre 1848 geschaffen, mit
allen darauf gegründete» politischen Einrichtungen über¬
haupt  noch für sic maßgebend sei, oder daß dasselbe
wenigstens ausnahmsweise  in BeziehungM pieVer¬
mehrung des Militair- Etats in den deutschen Staaten
noch Geltung habe. Den erster» allgemeinen Aus¬
gangspunkt hat die Regierung aber selbst nicht sestge-
haltcn, indem sie von der Reichsverfassung zu dem
Berliner Bündniß sich wandte. Und wenn, was die
sonstigen Beschlüsse der Nationalversammlung anbetrifft,
der Landtag unter Berufung auf die Rechtsvcrbindlich-
keit derselben ihr z. B. den Antrag stellen wollte: sie
möge, so viel an ihr, dahin wirken: ,.daß die preußische
Krpne sich alsbald mit einem Ministerium umgebe, wel¬
ches das Vertrauen des Landes besitzt und die Besorgniß
von reactionären Bestrebungen und Beseitigung der
Volksfreiheitcn zu beseitigen vermag" *), weil ohngcachtet
stiefts von Pen Gothaern selbst Mgefaßten Beschlusses
der Nationalversammlung vom 14. November 1648 daß
Ministerium Brandcnburg-Manteuffcl sich mit Hülfe der
Gothaer noch immer am Ruder befinde und jetzt sogar
durch die Union auä> auf Oldenburg seine Wirksamkeit
auszudehncn drohe — so würde der militärische Rc-
gicrungs-Commiffar, der das staatsrechtliche Fach in
dieser Frage auf dem Landtage zu vertreten hatte, wahr¬
scheinlich antworten: daß dieser  Beschluß der National¬
versammlung allerdings nicht zu der Erbschaft**) ge¬
höre, welche die spätere Centralgewalt übernommen habe.
Aber warum denn grade der Beschluß vom 1Z,. Juli
1848 dazu gehöre und die staatlichen Schöpfungen und
Einrichtungen des Jahres 1848 ausnahmsweise nur hin¬
sichtlich der Vermehrung der Bundesstrcitmacht auf 2
Prozent noch Bestand habe»— dafür ist mau von Seiten
der Regierung dem Landtage allen und jeden Beweis
schuldig geblieben, der hier den Gegenstand einer Wider¬
legung abgcbcn könnte. Die Grundrechte des deutschen
Volkes gelten zwar auch noch bei uns, aber wahrlich
nicht deshalb, weil, wenn der Staat Oldenburg sic aus
seinem Staatsgrundgesctzc hinauswürfe, er von Frank¬
furt . Berlin. Erfurt oder woher sonst eine Verweisung
auf die rechtsverbindliche Kraft der Beschlüsse der National¬
versammlung zu befürchten hätte, sondern weih er in
diesem Staätsgrundgesctze und durch seinen eigenen
Willen sic festhält. Ist hier aber nur der eigne Wille
des EinzelstaatS entscheidend, gelten die Grundrechte in
Oldenburg, aber nicht in Berlin und in München; so
wird man diesem Wille», wenn er in Oldenburg, statt
auf die Abschaffung der Grundrechte, liehcr auf hie Ab¬
schaffung der Cavallerie und die Reduktion des. Militgjr-
Etals auf 1'/, Prozent sich richtet, aus dem Grunde
der fortdauernden Gültigkeit der Beschlüsse derNational-
vcrsammlung in Deutschland eben so wenig entgegen-
trcten können unh wMn.

Wir send weit entfernt, die damalige Bercchtigisizg
der Nationalversammlung und der von ihr gegründeten
provisorischen Centralgewalt zu bestreiten. Aber cs ist

' ) Stenograph. Berichte der Verhandlungen dcrNational-
versainmlung, S . ZNIS.

" ) Stenograph. Bericht, S . 408.

bekannt, daß die Nationalversammlung, als sie die
Macht batte, dieselbe nicht gebrauchte und nachher, als
es zu spät war, jede Erhebung für die endlich von ihr
verkündete Reichsverfassung von dem deutschen Staate,
dem sie die Ausführung derselben anvcrtraut hatte, im
Namen der Ordnung niedcrgeworfen wurde. Die pro¬
visorische Ecntralgewaltgelangte aber jemals so wenig
zu einer wirklichen Gewalt, daß, als Preußen ihr bereits
im Juni v. I . den Gehorsam förmlich aufkündigte, sie
nicht die mindeste Abnahme ihrer Kräfte mehr verspüren
konnte und endlich nur noch ein historisches Interesse
hatte und bereits zu einem vorübergegangenen Factum
geworden war, als sie den ihr bloß noch verbliebenen
Namen auf dieBundeScentral-Commission übertrug. Pir
praktische Bedeutung aller politischen Gesetze und Ein¬
richtungen besteht in der Anerkennung, durch welche sie
in der Wirklichkeit gelten oder zur Geltung gelangen
können.. Kiese Wirklichkeit hier nun sonst zu verneinen,
aber blos in Betreff der Vermehrung des Militair-Etats
für Oldenburg fcstzuhalten, ist eine Politik von so kost¬
barer Weisheit, daß sie mit Recht vom Landtage zurück-
gcwiesen wurde. — Allerdings kann eine künftige Ccn-
tralgewaft Deutschlands auch künftig Oldenburg die
Eavallericstellung wieder zur Pflicht machen, und für,
djesen Fall wäre cs rathsam gewesen, wenn die Regie¬
rung sich mit dem Anträge des Abgeordneten Niebour  1,
auf Beibehaltung eines Stammes, dessen Formation ihr
überlassen bleiben konnte, einverstanden erklärt hätte, um
so die BrüO zur Completirung wie zur demnächflige»:
Abschaffung sich zu erhalte». Aber als auch, dieser An¬
trag vom Ministcrtischebekämpft wurde,, da blieb freilich
nichts übrig, als das bekannte einstimmige Votum, wel¬
ches die Neuen Blätter eine Extravaganz des Landtags
zu neunen belieben.

(Fortsetzung folgt.)

Die Pruffe-OsdoyEurgar dMffee -,
Die Wichtigkeit, welche eine Bcr-biu du ugs strafe, außer

den Endpunkten, auch für diejenigen Ocrkcr hat. welche
sie in ihrem Lause berührt, iM.d oft npr erst daun ganz
erkannt, wenn ein O/t . durch beiz eine solche Strasse
führte, bei einer neuen Anlage außerhalb der Liiiix
bleibt. Die Einwohner verlieren dann in kurzer Zeit
einen Thcil ihres Wohlstandes und erfahren nun erst
recht, was ihnen die Heerstraße wertst, wap. Kie Be¬
völkerung und der Betrieb der in, der Gegend liegenden
Oerter bcstiiumt deshalb auch die Richtung cl»er v.e,n
änznlcgendcn Straße >>ftt , nnd man pflegt selbst einen
Umweg nicht zu scheuen, um möglichst vielen Personen
die Wvhltbat einer leichten Verbindung zu verschaffen.

Von Oldenburg nach Brake liegen die Ortschaften
E Ahorn,, Wahn deck und Ipwege  an dem alten
nyd ziemlich graden Wege zwischen. Oldenburg und
Loyerberg; drei Dörfer, welche durch ihre Lage zwischen
Marsch und Geest, und durch die Betriebsamkeit ihrer
Bewohner sich eines gewissen Wohlstandes erfreuen.

Anstatt nun die neue Chaussee der geraden Rich¬
tung  nach durch diese belebte» Dörfer zu bauen, will
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man dieselbe auf einen» Umwege vurch eine »venig
bewohnte Gegend führen . Nicht etwa , weil auf dem
graben Wege sich Terrain -Schwierigkeiten darbictcn , oder
der Ankauf des Bodens zu viel kostet , nein , nur um
von der nach Rastede führenden Chaussee eine längere
Strecke benutzen zu können . Bei dem Umwege über
Klockgethcr'S Haus nach Loyerbcrg wird qn der neuen
Chaussee etwa ^ Stunde gespart ; und diese Ersparung
kann nur der Grund sein , weshalb der kürzere Weg
zwischen Oldenburg und der Marsch nicht gewählt ist.
Der Plan , eine künftige Verbindung des Ammcrlandcs
mit der Marsch in dieser Richtung vorzubereitcn , dürfte
dabei pon keinem Gewichte gewesen sein ; denn Las
Ammcrland wird in den meisten Fällen die Richtung
über Oldenburg oder über Varel verziehen . Uns scheint,
man habe die Ersparung hier zu hoch , die Bedeutung
der Chaussee für die genannten Dörfer Etzhorn « . s. w.
zu niedrig angeschlagen ; zu wenig Gewicht darauf ge¬
legt , daß die unmittelbare Berührung mit der Chaussee
nach Oldenburg und Brqkc diese Dörfer neu beleben;
daß aber durch Umgehung derselben und Lurch die da¬
mit verbundene Entziehung auch des jetzigen Verkehrs,
dieselben verkümmern werden.

Nach der Größe dieser Ortschaften zahlen dieselben
ein bedeutendes Chausscegcld (ein dortiger Brenner circa
40 bis LOTHlr . jährlich ) und auch ans diesem Grunde
verdienen dieselben Berücksichtigung . Freilich würde der
Staat das Chaussecgeld so wie so crhcbeu , auch würde
die Chausseestrccke von Klockgcthcr's Haus bis Loycr-
berg nicht so viel zu unterhalten kosten, wie eine durch
die Dörfer führende , weil hier der innere unentgeltliche
Verkehr (zwischen den Zollbäumen ) ein lebhafterer sein
würde , als dort ; Grunde , die . wenn der Staat
nur Chausseen zu bauen hätte , allerdings für die Rich¬
tung über Kjockgethcr's Haus sprachen. Wenn der
Staat aber nur Cbaussccn baut , um das Wohlbefinden
seiner Bewohner zu erhöhen , oder , was . die Staatsöco-
nomen für gleichbedeutend halten , die Stcucrkraft des
Volks zu vermehren , so ist cs unzweifelhaft , daß die
Richtung über Etzhorn nach Loycrberg den Vorzug ver¬
dient.

Die Regierung ist leider sehr gegen diese Richtung
über Etzhorn eingenommen , und hat selbst ei» Aner¬
bieten der gknanntcn drei Ortschaften , nach welchem die¬
selben 3000 Tonnen Steine und das - zur etwaigen Be¬
gradigung erforderliche Land unentgeltlich hcrgcben wollten,
ohne Antwort gelassen. Sic hat zudem die Richtung
auf Klockgether'S Haus schon festgeftellt , und kann aus
diesen Gründen keine Abänderung von derselben mehr
erwartet »verken . Wir hoffe» indeß , daß das Mnifteriuur
des Junen » hiervon Veranlassung nehmen möge , die
besprochene Strecke der Brake -Oldenburger Chausse auch
seiner Prüfung noch zu unterziehen , und zweifeln nicht
daran , daß das Ministerium die allgemeine Stimme
thcilen und den kürzeren Weg zwischen Oldenburg und
der Marsch für die Chaussee anordnen werde.

Oldenburg . F.

Protokoll
der am 17 . Juli 1850 im Neuenhause zu Oldenburg

zur Berathung der Schleswig - Holste »nschen

Angelegenheit gehaltenen Versammlung.

Nachdem die Versammlung auf Vorschlag des Naths-
herrnHoyer zu ihrem Vorsitzende» Herrn von Thünen
erwählt und dieser den Unterzeichneten mit der Schrift¬
führung beauftragt hatte , wurde verhandelt und be¬
schlossen wie folgt:

Rathshcrr Hoher  beantragte die Erwählung eines-
Ausschusses zur Einsammlung von Geldbeiträgen.

Obergerichtsrath Wibcl  empfahl diesen Antrags
jedoch möchte dem Ausschüsse ganz allgemein der Auf¬
trag zu geben sein : zu thätigcr Hülfe für Schleswig-
Holstein die passenden Einleitungen zu machen und sich

r zu dem Zwecke auch mit der Statthalterschaft zu Kiel
! in Korrespondenz zu setzen. In der heutigen Ver --

^ sammlung möchten jedoch Vorschläge besprochen werden,
damit der Ausschuß die Gedanken kenne. So empfehle
er wöchentliche Gcldsammiungcn von Haus zu Haus.

Doctor Levcrkus  stimmte diesem bei. Da indessen,
die Holsteiner einen Wunsch bereits ausgesprochen hätten,
nämtich den . daß der abgeschlossene Friede von den
deutschen Staatsregierungcu nicht ratisicirt werden möge,
so beantrage er :: dem zu erwählenden Ausschuß mit
Abfassung einer Adresse an unsere Staatsregierung in
diesem Sinne zu beauftragen . Außerdem werde der Aus¬
schuß den Eintritt hiesiger Offiziere in das Schleswig-
Holsteinische Heer zu. befördern haben.

Oberlicutenant v. Wcddcrkop.  wünschte den letzteren
Vorschlag besonders auch auf Unteroffiziere zu richten,
hinsichtlich deren cs noch nothivendiger sei.

Lieutenant Heye  stimmte diesem bei , jedoch werde
die Beförderung des Eintritts von Offizieren auch eben
so sehr im Auge zu. behalten sein.

Obcrgcrichtsi - Advokat Rüder  wünschte , daß dem
Ausschüsse überlassen werde , ob er die von Herrn Le-
verkuS  beantragte Adresse ratbsam hatte . Unter den
deutschen Regierungen möchte vielleicht die Oldenburgische
grade am welligsten in . der Lage sein , ihre Ratifikation
des Friedens zw verweigern.

Pastor Wechsler  empsabl neben der wöchentlichen
Geldcinsammluug die Eröffnung einer Nntcrzeichnung-
zw Geldbeiträge »! womit die. Versammlung sofort de»
Anfang machen möge.

Obergcrichtsrath v. Wcdderkop  schlug vor , für
die Geldbeiträge einen besonderen Zweck zu bestimmen,
z. B . für die Familie »' der Gefallenen !, für Lazarcthe
u. dgj . , denn , als Beitrag zu den KriegsKosteu werde
der: Ertrag koch schwerlich bedeutend genug . ausfalltN:

Doktor LevemkuS  sprach gegen diesen Vorschlag ..
So viel wie für den Hamburger Brand werde Deutsch/,!
land auch für Schleswig Holstein aufbringen.

Ministrrialaffeffor Se .lckmauir hielt Goldsaniniliing
so. rasch und umfassend als möglich für das Ncthwm-
digste. Bei den in bas Holsteinische Heer : eintretenten
Unteroffizieren werde auch deren Versorgung , nach been¬
digtem Kriege zu berücksichtigen sein.

Doktor Levcrkus  erinnerte daran , wie viel
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Schleswig-Holstein für die im vorigen Kriege Verwun¬
dete» gethan Hobe. Auch wünsche er den zu erwählen¬
den Ausschuß daraus aufmerksam zu machen, daß von
mehren deutschen Regierungen ihr Antheil an den Kosten
des vorigen Krieges noch nicht eingczahlt sei.

Sekretär Lipsins  erklärte sich für die von Herrn
Lcverkus  beantragte Adresse an die Staatsregierung.

Obergcrichtsrath Wibel  sprach sich gegen dieselbe
aus. Er lege keinen Werth darauf, ob die Staats-
regicrung den Frieden ratificirc oder nicht. Sclbstihätig
zu helfen, sei der Zweck.

Der Vorsitzendev. T hü neu wies darauf hi», daß
der von Preußen abgeschlossene Friede, wie man auch
sonst über denselben denken müsse, doch den Gewinn
bringe, daß die Schleswig-Holsteiner jetzt selbst handelnkönnen.

Doctor Lcverkus  hob dagegen hervor, daß es für
die Schleswig-Holsteiner wichtig sei, wenn einige deutsche
Regierungen den Frieden nicht ratificirten, damit sie
Deutschland gegenüber nicht als Rebellen erschienen.

Bäcker Wessels  bemerkte: die Abfassung einer
Adresse an unsere Staatsregicrungerscheine dann um so
mehr als überflüssig.

Doctor Günther:  Wenn die in das schleswig-
holsteinische Heer übertretenden Unteroffiziere dazu nicht
beurlaubt würden, sondern ihren Abschied zu nehmen
gcnöthigt wären, so müsse der Verein um so mehr für
die Sicherstellung ihrer Zukunft Sorge tragen.

Oberlicutcnantv. Weddcrkop  hielt es nicht für
wahrscheinlich, daß ihnen Urlaub erthcilt werden würde.

Da weitere Vorschläge und Anträge nicht gemacht
wurden, stellte der Vorsitzende an die Versammlung zu¬
erst die Fragen:

Soll sofort eine Unterzeichnungzu Geldbeiträgen er¬
öffnet werden?

und erklärte sich die Versammlung für diesen Vorschlag.
Soll zu dem von den Herren Hoher und Wibel
vorgeschlagcnen Zwecke ein Ausschuß erwählt werden?

Angenommen, und wurde die Zahl der Mitglieder des
Ausschusses auf 11 festgesetzt.

Der Vorsitzende stellte sodann zur Bcrathung, in
welcher Weise die Wahl vorgcnvmmcn werden solle.

Ministcrialrath ZcdcliuS  schlug vor: die Herren
v- Thüncn , Hoher und Wibel  zu Mitgliedern des
Ausschusses zu ernennen und sic mit der Wahl der an¬
deren8 Mitglieder zu beauftragen.

Obergcrichtsrath Wib el empfahl Wahl durch Stimm¬
zettel.

MinistcrialasscssorSelckmann  erklärte sich für den
Vorschlag des Herrn Zcdclius,  um so mehr, als der
Oldenburger Verein Zcntralvcrein für das ganze Land
werden würde und daher bei der Wahl der Ausschuß-
Mitglieder auf deren Bekanntschaft in den einzelnen Lan-
dcsthcilcn Rücksicht zu nehmen sein werde.

Obergcrichtsrath Wibel  und Sekrctair Lipsius
glaubten nicht, daß der Verein ein Zcntralvercin für
das ganze Land werden würde.

Doctor Lcverkus  beantragte, die 3 von Herrn
Zedelius  Vorgeschlagcnen zu beauftragen, die übrigen

8 Ausschusimitgliedcr der Versammlung zur Abstimmung
in Vorschlag zu bringen.

Der Vorsitzende brachte zuerst den Antrag des Herrn
Zebelins  zur Abstimmung und wurde derselbe ange¬nommen.

Sodann wurde der Antrag zur Abstimmung gebracht:
den Ausschuß mit Abfassung einer Adresse an die
Staatsregicrung in Betreff der Ratificirung des von
Preußen abgeschlossenen Friedens zu beauftragen,und abgclchnt.
Der Antrag: dieses Protokoll zu veröffentlichen,

wurde dagegen angenommen.
Es wurde sodann die Unterzeichnungvon Geldbei¬

trägen eröffnet und wurden von den in der Versamm¬
lung noch Anwesendengezeichnet:

als wöchentlicher Beitrag: 16 H 35
als Beitrag für ein Mal : 227 «ch.
Schließlich bcriethen sich die Herrenv. Thünen,

Hoher und Wibel  über die Wahl der anderen 8
Ansschußmitglicderund erwählten dazu:

Ministcrialasscssor Runde,  Stadtrath Sonnewald,
Tischler Glauerdt,  Sekretär Lipsius,  Stadt-
dircktor Wöbcken,  Oberlicutcnant v. Wedder-
kop.  Wcinhändler v. Harten (Achtcrnstraße) und
Hauptmannv. Eichstorff.

Zur Beglaubigung: Wibel.

ZMiM sLheMLeik.
Sonntag, den 2t . Juli : Sieben Mädchen in Uniform.

Vaudeville in 1 Act von L. Angelh. Vorher zum
ersten Male: Reich an Liebe. Schwank in 1 Act
von W. Friedrich. Den Anfang macht zum ersten
Male: Die Rückkehr des Landwehrmanncs. Genre¬
bild in 1 Act von Dr. A. Cohnscld. (Fortsetzung
von: „Der Kurmärker und die Picarde" .)

Dienstag, den 23. : Zum Benefiz für Herin Retty. Zum
ersten Male: Die Banditen, oder: Abenteuer einer
Ballnacht. Lustspiel in 4 Acten von R. Bencdix.
Hierauf: Zum ersten Male: Die Nasen-Harmonika.
Komisches Bild in 1 Aufzuge.

Th. Fürst , Direktor.

Vom 11. bis 18. Juli sind in derOldenb. Gemeinde:
L. Copulirt : 67) Hermann Wilhelm Ludwig von

Oven und Agnes Caroline Ulrichs.
I ». Getauft : 227) Lima Margaretha Wilhelmine

Groshorn, Donnerschwee; 228) August EmiljHermann Scbelin,
Oldenburg; 229t Wilhclmine Christine Henriette Leufelmann,
Oldenburg; 230) Oscar Wilhelm Joseph Pott , Oldenburg;
231) Hcrmine Clara Marie Pape, Oldenburg; 232) Anna
Helene Wilhelmine Rabe, Mvorhauscn; 233) Friedrich Ger¬
hard Bolje, Donnerschwee.

ILI , gJcer- igr : 146) Hinrika Margaretha Ripken,
Haarenthor, 29 I . ; 147) Carl Ernst Hermann Louis Kellner,
Haarenthor, 3 I . ; 148) Carl Gottlieb Schulz, Oldenburg,
60 I .; 149) Carl August Brookshus, Oldenburg, 1 I.
Sonntag, den 21. Juli predigen in der Lambcrtikirche:
Frühpredigt: Herr Pastor Gröning. Ans 8 Uhr.
Haup«predigt: „ Ob-r-Hos-Pr . Ur. Böckel. „ 9',, „
Nachmictagspr. „ Assistcnz-Pred.Gramberg. „ 2 „

Redakteur: Wilhelm Calberla. Schncllpreffendruckund Verlag von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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Die Einheitspartei und Preußen.
(Vergl. Neue Blätter Nr. 84.)

„Preußen muß an die Spitze!" heißt der vornehmste
Glaubenssatz in den symbolischenBüchern der Gothaer.
Mögen Staaten und Völker im Süden und Norden
dagegen protestiren, mag sich statt der gehofften Eins
die böse Zwei daraus erzeugen, mag der viclgcrühmte
Kern statt des FriedensHader und Zwiespalt, statt der
Ordnung heillose Confusion und vollständige Anarchie
bringen, mag der Schmerzcnsruf: „Deutschland!" er¬
sticken unter dem Fcldgcschrei: „Hie Preußen!" „Hie
Oesterreich!" — mag jener Kern äußerlichnoch so sehr zu-
sammenschmelzen. innerlich noch so sehr entartet sein; —
thut Alles nichts! Hier soll nun einmal der Satz:
„an ihren Früchten  soll man sie erkennen" , keine
Geltung haben. Hier soll es lediglich heißen: „selig
sind, die da nicht sehen und doch glauben."

Auch die Neuen Blätter wiederholen unter obigem
Titel jenes oft gehörte Wort. Sie stützen cs durch die
Worte eines Gewährsmannes, der dem deutschen Volke
sich leider sehr wenig bewährt hat. Wenn man auch
„nicht mit Allem" einverstanden sein könne, hat Heinrich
v. Geigern im Erfurter Parlament gesagt, was von der
Preußischen Regierungjüngst ausgcgangcn, man habe
sich doch einander nichts vorzuwcrfcn. man müsse das
Ungemach mit der Hoffnung auf die Zukunftgemein¬
schaftlichtragen, daß aber niemals Unzufriedenheitmit
„dieser ober jener" Rcgicrungshandlung„im Einzelnen"
zum Vorwände werden könne, dem Bunde sich zu ent¬
ziehen. der Einheit Deutschlands zu widerstreben.

Die Gothaer Partei hat ihrem Götzen, der Preußi¬
schen Spitze, alles Mögliche geopfert, selbst ihr eigenes
Kind, die RcichSvcrfassung, und ihren eigenen politischen
Credit. Preußen hat sie schlecht dafür belohnt und sich
in aller Hinsichtfür die ihm zugedachte Würde schlecht

bewährt. Dennoch ist die Gothaer Partei, aus leicht
begreiflichenGründen, verurthcilt, so lange als möglich
gute Miene zum bösen Spiele zu machen. Das zeigt
sich denn auch in den WortenH. v. Gagcrn'S. Derselbe
H. v. Gagern, der in Frankfurt trotz Kaiser und Kö¬
nige die Souveränität der Ration proclamirte und mit
seinem kühnen Griffe ihnen einen Reichsvcrweser octroyirte,
derselbe Gagern begnügt sich jetzt, einer Regierung, deren
jüngste Politik ein unabhängiger Mann von oben bis
unten hin verwerfen müßte, die ihn selber auf das Un¬
erhörteste dupirt hat , mit der unmaßgeblichenAnsicht
gegenüber zu treten, daß er nicht„mitAllem" cinverstan-
standcn sei. was von jener ausgcgangen. vor einer Un¬
zufriedenheit mit „dieser oder jener Regicrungshandlung"
zu reden. lempor» wutantur ot nos mulitinur in
illis!

Und die ncmlichen Leute, die damals schier berauscht
waren von dem überwältigenden Gefühle der Sou¬
veränität der Nation, rufen uns jetzt unaufhörlich in die
Ohren: Sie sei eine Bettlerin diese selbe Nation, der
nichts Andres übrig bleibe, als vor den Thronender
Mächtigen zu bitten „um den einzig möglichenWeg".
Und sie, die aus ihrem SouvcränitätSrauschc plötzlich
bis zur „schmerzlichen Resignation" Ernüchterten, wollen
der Welt durchaus glauben machen, sie wären die be¬
sonnenen Leute, die dcmocratischen Gegner dagegen soweit
nicht Böswillige, mindestens doch beschränkte Gefühls-
Politiker.

H. v. Gagern sagt ferner, daß sic Ach einander
nichts vorzuwcrfcn hätten (das mag richtig sein) , und
tröstet sich„mit der Hoffnung aus die Zukunft". Armes
Vaterland! Wie den gequälten Hamlet, so stopft man
auch dich mit lauter Hoffnung. Je erbärmlicher dein
Zustand wird unter den Händen deiner Quacksalber,
desto länger dehnt sichjihre unendlicheHoffnung. Der
Eine empfiehlt dir Oesterreich, der Andre Preußen, die


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

